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„Die in den Bestimmungen des Vertrages selbst enthaltenen Normen erlangen in den 
Mitgliedstaaten unmittelbar mit Inkrafttreten des Vertrages Geltung, wodurch die 
erforderlichen Änderungen der innerstaatlichen Rechtsvorschriften von selbst eintreten. 

Im Vertrag sind daher Verfahren lediglich für die Fälle vorzusehen, in denen sich die 
Durchführung von Massnahmen nicht aus dem Vertrag selbst ergibt, sondern aus in 
Anwendung des Vertrages gefassten Beschlüssen der Gemeinschaft.“1 

« Les normes édictées par les dispositions du Traité lui-même sont applicables directement 
dans les Etats membres du fait de la mise en vigueur du Traité, qui réalise les 
modifications nécessaires des législations internes.  

Des procédures ne doivent donc être prévues dans le Traité que pour permettre 
l’adoption de mesure résultant non du Traité lui-même, mais de délibérations prises par 
les institutions de la Communauté en application du Traité. »2 

„Der Ausschuss der Delegationsleiter erkannte einstimmig an, dass die Bestimmungen 
dieses Artikels3 unbeschadet der in Artikel X (Konjunkturpolitik und Versorgungs-
schwierigkeiten) gegebenen Möglichkeiten auch die Schaffung finanzieller Einrichtungen 
ermöglichen.“4 

« Le Comité des Chefs de délégation a unanimement reconnu que, sans préjudice des 
possibilités offertes par l’article X (politique de conjoncture et difficultés dans 
l’approvisionnement), les dispositions du présent article permettent également l’institution 
de mécanismes financiers. »5  

                                                 
1 MAE 263 d/57, Arbeitsgruppe für den Gemeinsamen Markt, Bemerkungen der Redak-

tionsgruppe zu der vom Vorsitzenden der Arbeitsgruppe für den Gemeinsamen Markt 
aufgeworfenen Frage betreffend die Rechtswirkungen der Akte des Rates, Beschränkte 
Verteilung für die Arbeitsgruppe f. d. Gemeinsamen Markt, Brüssel, den 24. Januar 1957, 
S. 1, HAEU, CM3/NEGO 192. 

2 MAE 263 f/57, Groupe du Marché commun, Observations du Groupe de Rédaction 
sur la question soulevée par le Président du Groupe du Marché Commun et relatif aux 
effets juridiques des actes du Conseil, Restreint pour le Groupe du Marché Commun, 
Bruxelles, le 24 janvier 1957, S. 1, HAEU, CM3/NEGO 192. 

3 Gemeint ist ein Redaktionsentwurf über Art. 235 EWGV a.F. 
4 Fn. 1 zu Art. A auch MAE 521 d/57, Ch. Del. 325, Ausschuss der Delegationsleiter, 

Fassung, die vom Ausschuss der Delegationsleiter in seine Sitzung am 9. Februar 1957 
gebilligt wurde betreffend die Konjunkturpolitik, Brüssel, den 14. Februar 1957, HAEU, 
CM3/NEGO 202. 

5 Fn. 1 zu Art. A aus MAE 521 f/57, Ch. Del. 325, Comité des Chefs de délégation, Ré-
daction approuvée par le Comité des Chefs de délégation au cours de sa séance du 9 février 
1957 concernant la politique de conjoncture (cfr. doc. Ch. Del. 285), Bruxelles, le 14 
février 1957, HAEU, CM3/NEGO 202. 



 

 
  



   

Vorwort   

Das Europarecht der Gegenwart steht in einem eigentümlichen Verhältnis zu 
seiner Geschichte. Die Europäischen Gemeinschaften sollten eine neue 
Rechtsordnung verkörpern, die Funktionslogik des klassischen Völkerrechts 
abstreifen und einen bewussten Gegenentwurf zu staatlichem Recht dar-
stellen. Die zukunftsgerichtete Offenheit der europäischen Integration ermög-
lichte zugleich einen Fortschritt im Recht, der sich autonom von 
mitgliedstaatlichen Bindungen vollzogen zu haben scheint. Die 
Entstehungsgeschichte der Europäischen Verträge wurde deshalb mit der Zeit 
immer weniger beachtet, während rechtshistorische Perspektiven heute die 
Entwicklung einer supranationalen Rechtsordnung durch die Rechtsprechung 
des EuGH in den Mittelpunkt rücken.  

Die vorliegende Arbeit erstrebt keine eigenständige Grundlegung des 
europäischen Integrationsprozesses. Sie unternimmt eine aus historischen 
Quellen gearbeitete Rechtsgeschichte der europäischen Integration, um einen 
Beitrag zu deren Verständnis zu leisten. Die Rolle der Supranationalität für 
den Integrationsprozess soll und wird durch diesen Zugang nicht in Frage 
gestellt werden. 

Die Arbeit wurde von der Juristischen Fakultät der Georg-August-
Universität Göttingen im Sommersemester 2014 als Dissertation ange-
nommen. Mein aufrichtiger Dank gilt meinem akademischen Lehrer Herrn 
Prof. Dr. Frank Schorkopf, der die Dissertation mit großem Interesse und 
wertvollen Anregungen betreut und unterstützt hat. Ohne die Freiheiten, die 
er mir während meiner Zeit an seinem Lehrstuhl gewährt hat, hätte die Arbeit 
in dieser Form nicht entstehen können. Die zahlreichen Diskussionen mit 
meinen Kollegen und Freunden am Institut für Völker- und Europarecht der 
Georg-August-Universität Göttingen haben zum Gelingen der Arbeit 
wesentlich beigetragen. 

Herrn Prof. Dr. Volkmar Götz danke ich für die zügige Erstellung des 
Zweitgutachtens. Dank gebührt ferner Herrn Prof. Dr. Thilo Marauhn und 
Herrn Prof. Dr. Christian Walter für die freundliche Aufnahme der Arbeit in 
die Schriftenreihe. 

Der Georg-August-Universität Göttingen danke ich für ein Stipendium zur 
Ermöglichung eines Forschungsaufenthaltes in den Historischen Archiven der 
Europäischen Union am Europäischen Hochschulinstitut in Florenz, deren 
stets hilfsbereite Mitarbeiter ein fantastisches Arbeitsumfeld geboten haben. 
Erst während meiner Aufenthalte in Florenz im Frühling 2012 und 2013 



X Vorwort  

haben sich die Struktur und die Untersuchungsschwerpunkte der Arbeit 
endgültig herauskristallisiert. Der Juristischen Fakultät der Georg-August-
Universität Göttingen und der Juristischen Gesellschaft zu Kassel danke ich 
für die Auszeichnung mit dem Fakultätspreis für die beste Dissertation 2014. 

Nicht zuletzt danke ich meiner Familie und Christin, die mir stets jede 
erdenkliche Unterstützung haben zukommen lassen. Ihnen ist die Arbeit 
gewidmet. 

 
Berlin, im Januar 2015 Hauke Delfs
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Einleitung und Überblick 

Einleitung und Überblick 

Die europäische Integration gilt als ein weltweit einzigartiges Erfolgsmodell 
für den dauerhaften und institutionalisierten Zusammenschluss von National-
staaten, die durch zwei Weltkriege an den Rand der Selbstzerstörung geraten 
waren. Die Theorieangebote zur Erklärung dieses Phänomens sind heute 
kaum mehr zu überblicken. Neben der Errichtung unabhängiger Institutionen 
scheint dem Recht eine besondere Bedeutung zuzukommen: Nachdem die 
Europäischen Gemeinschaften in den 1950er Jahren als Rechtsgemeinschaf-
ten konzipiert worden waren, ist man sich auch heute darüber einig, dass sich 
die europäische Integration durch Recht vollzieht.  

Die klassische Erzählung über die Entstehungsgeschichte des Europarechts 
enthält jedoch eine Leerstelle. Der Beginn des politischen Integrationsprozes-
ses wird zwar mit der Schuman-Erklärung vom 9. Mai 1950 verbunden.1 Die 
Geburtsstunde des Europarechts fällt rückblickend jedoch auf den 25. März 
1963. Während die Finanzminister der EWG-Mitgliedstaaten in Baden-Baden 
über Kontrollen von Kapitalinvestitionen aus Drittländern verhandelten, ver-
kündete der EuGH in Luxemburg sein berühmtes Urteil in der Rechtssache 
van Gend & Loos. Das Urteil markierte eine normative Zäsur in der Ge-
schichte der europäischen Integration. Bestimmungen der Gründungsverträge 
sollten den Einzelnen von nun an nicht mehr nur dann Rechte verleihen, 
„wenn der Vertrag dies ausdrücklich bestimmt, sondern auch auf Grund von 
eindeutigen Verpflichtungen, die der Vertrag den Einzelnen wie auch den 
Mitgliedstaaten und den Organen der Gemeinschaft auferlegt.“2 Gemeinsam 
mit dem folgenden Urteil des EuGH vom 15. Juli 1964 in der Rs. Costa/ 
E.N.E.L.,3 welches den Vorrang des Gemeinschaftsrechts vor mitgliedstaatli-
chem Recht zum Gegenstand hatte, bildet es den Gründungsmythos des Eu-
roparechts.  

Die Urteile nehmen einen exzeptionellen Standpunkt in der Chronologie 
der europäischen Integration ein. Dieser ist mit Blick auf den Stil der Urteils-
begründungen und in dem Wissen um den weiteren Verlauf des Integrations-
prozesses berechtigt. Zugleich ist das Verhältnis dieser Urteile zur Entste-

                                                 
1 Erklärung der französischen Regierung über eine gemeinsame deutsch-französische 

Schwerindustrie vom 9. Mai 1950, abgedruckt in Schulze / Hoeren (Hrsg.), Gründungsver-
träge, S. 8 ff. 

2 EuGH, Urteil vom 25. März 1963, Rs. 26/62, Slg. 1963 1 (25) – van Gend & Loos. 
3 EuGH, Urteil vom 15. Juli 1964, Rs. 6/64, Slg. 1964, 1259 ff. – Costa/E.N.E.L. 


